
A V I S D E R E G - K O M M I S S I O N 

Die Kommission hebt die ver
gleichsweise hervorragende 
Situation der Gesamtwirt

schaft Österreichs, ihre Stabilität, Dy
namik und ihre, gemessen am Durch
schnitt der 12 EG-Mitgliedsländer, 
überdurchschnittliche Leistungsfähig
keit hervor Daher sieht sie in diesem 
Bereich nicht nur keine unüberwind-
baren Probleme, sondern vielmehr 
eine Stärkung der Gemeinschaft 
durch Österreichs Beitritt voraus. 

Die ausgezeichnete Beurteilung 
der Kommission übergeht sogar eini
ge — aus Österreichischer Sicht 
durchaus ernst zu nehmende — wirt
schaftspolitische Probleme, so insbe
sondere, wenn sie die Lage der 
Staatsfinanzen im Vergleich zum 
Durchschnitt der EG-Länder als aus
gewogen einschätzt. Alierdings wird 
eine disziplinierte Ausgabenpolitik 
empfohlen 

Aus wirtschaftspolitisch sinnvollen 
Gründen mißt Österreich die eigenen 
Leistungsdaten nicht am Durchschnitt 
der EG, sondern an den leistungs
stärksten Mitgliedern 

Ziel der Stellungnahme der Kom
mission ist nicht unbedingt eine aus
gewogene und vollständige Aufstel
lung aller österreichischen Struktur
probleme, sie soll besonders auf jene 
Schwierigkeiten hinweisen, die aus 
einem Beitritt Österreichs für die Ge
meinschaft entstehen könnten Wo 
der Beitritt nur in Österreich (passiv) 
Anpassungsprozesse auslösen wür
de, obliegt es vor allem der österrei
chischen Wirtschaftspolitik für die 
Gesamtwirtschaft befriedigende und 
gemeinschaftskonforme Lösungen zu 
finden Hiezu wird jedoch mehrfach 

Die EG-Kommission hat dem 
Ministerrat der EG Ende Juli ihre 

Stellungnahme (Avis) zum 
Beitrittsantrag Österreichs (vom Juli 

1989) übermittelt und diese 
gleichzeitig veröffentlicht, Neben 

wirtschaftlichen Fragen beleuchtet sie 
auch anfällige Konsequenzen des 

österreichischen 
Neutralitätsvorbehalts und sonstige 

Aspekte der auswärtigen Beziehungen. 
Der vorliegende Kurzkommentar greift 

aus dem wirtschaftspolitischen Teil 
der Stellungnahme jedoch nur jene 

Punkte auf, die im weitesten Sinn als 
Strukturprobleme der österreichischen 

Wirtschaft gesehen werden können. 

angedeutet, daß — insbesondere bei 
stichhaltigen Begründungen — auf 
dem Verhandlungswege Übergangs
regelungen für begrenzte Zeiträume 
denkbar wären Freilich liegt es im In
teresse der Gemeinschaft, daß die 
Volkswirtschaft eines neu eintreten
den Landes nicht dadurch tiefgreifend 
deroutiert wird, da sie sonst die EG 
belasten könnte. Diese Einschätzung 
war eines der Argumente für die ne
gative Stellungnahme zum Beitrittsan
suchen der Türkei 

Das Interesse der Kommission gilt 
in erster Linie jenen Gegebenheiten, 
die den Wettbewerb in der Gemein
schaft beeinflussen könnten, etwa, 
wenn gewisse Wirtschaftszweige in 
Österreich dank wettbewerbsbeein-
fiussenden Einrichtungen Nettoex
porteure von Gütern oder Dienstlei
stungen sind. Alferdings kann eine 
komparative Wettbewerbsstärke 
österreichischer Anbieter, die sich 
nicht auf Schutzmaßnahmen oder 
durchlässigeres Wettbewerbsrecht, 
sondern auf echte wirtschaftliche Lei
stung stützt, — der Logik des Binnen

marktkonzeptes entsprechend — bei 
der EG keinen Anstoß erregen Die 
Kommission versucht auch nicht jene 
Strukturstärken der österreichischen 
Wirtschaft zu identifizieren, die Anbie
ter aus den EG-Ländern gefährden 
könnten (Diese Sicht des Eintritts 
Österreichs beleuchtet etwa eine der
zeit laufende italienische Studie mit 
dem Ziel, eine zu erwartende Verstär
kung der österreichischen Marktprä
senz in Italien abzuschätzen ) 

A l l g e m e i n e Struktu i se in*äehen 

Die Einschätzung der Strukturpro
bleme in Österreich durch die E G -
Kommission deckt sich weitgehend 
mit der bereits bestehender österrei
chischer Studien (Aiginger, 1987A, 
1987B, Kramer, 1989, OECD, 1990A, 
Schulmeister, 1990), ja sie stützt sich 
offenbar auf diese Quellen Hervorge
hoben werden das strukturelle Han
delsbilanzdefizit (besonders mit 
Deutschland und Japan) sowie die 
schon vielfach festgestellte Grund-
stofflastigkeit der österreichischen In
dustrie und ihrer Exporte Als Struk
turproblem wird auch — mit impliziter 
politischer Wertung — der relativ ho
he Anteil des direkten und indirekten 
Staatseinflusses auf die gewerbliche 
Wirtschaft bezeichnet. Als Option 
werden weitere Privatisierungen sug
geriert Dabei wird aber auch festge
halten, daß die Problematik in jüng
ster Zeit erheblich abgebaut werden 
konnte 

Die recht ausführliche Darstellung 
des Übergangs vom österreichischen 
Außenzoll auf den Gemeinsamen Zoll -
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tarif (GZT), der im Durchschnitt eine 
Minderung des Zollschutzes mit sich 
bringt, wird nicht generell als Problem 
bewertet. Der (gewichtete) Zollsatz 
für zollpflichtige Waren werde im 
Durchschnitt von 15,3% auf 7,4% -
mit Schwerpunkten im Textil-Beklei-
dungsbereich (zu Eisen und Stahl sie
he weiter unten) — gesenkt 

Skepsis klingt im Hinblick auf die 
Größenstruktur österreichischer Un 
ternehmen durch Großunternehmen 
gehörten entweder dem Sektor unter 
staatlichem Einfluß an oder seien 
Tochterunternehmen multinationaler 
Gesellschaften Private österreichi
sche Großunternehmen gäbe es 
kaum Von den überwiegenden Klein-
und Mitteiunternehmen wären „je
doch" einige durchaus international 
wettbewerbsfähig Diese Argumenta
tion greift eine in Österreich oft disku
tierte Frage — den Mangel an 
„Flaggschiffen — auf und scheint an
zunehmen daß die österreichische 
Wirtschaftsstruktur hier tatsächlich 
Schwachstellen aufweist 

An keiner Stelle allerdings hat die 
Kommission das Gewicht von Struk
turproblemen etwa anhand von aktu
ellen Produktivitäts- oder Ertragsver
gleichen und schon gar nicht von Per
spektiven auf die Binnenmarktverhält
nisse bestimmt 

Es wird Aufgabe der österreichi
schen Wirtschaftsforschung sein ver
mutete Strukturprobleme angesichts 
des Eintritts in den Binnenmarkt ein
gehender zu untersuchen Solche 
Analysen liegen derzeit nur für einen 
Teil der voraussichtlich hauptbetroffe
nen Sektoren (Landwirtschaft, Nah
rungsmittelindustrie, Finanzdienstlei
stungen, Beschaffungswesen) vor 
Heute noch verdeckte Strukturpro
bleme ortet der Avis im Handel der 
ausdrücklich als ungenügend flexibel 
bezeichnet wird, was zu einem über
höhten Preisniveau im Inland beitrage 

Von der Kommission unberück
sichtigt blieben denkbare Probleme 
durch Anpassungsreaktionen multina
tionaler Konzernpolitik an die Binnen
marktverhältnisse, aber auch Wettbe
werbsschwächen in einzelnen Spar
ten des Gewerbes, nicht zuletzt in 
Dienstleistungssektoren (Hotellerie 
Reisebüros Reparatur- und Service

ketten), regional gesehen in grenzna
hen Räumen schließlich auch in 
einem Teil der freien Berufe, und zwar 
auch unabhängig von einer etwaigen 
Liberalisierung der Wettbewerbsbe
dingungen 

Die Stellungnahme widmet sich 
vor allem solchen Strukturproblemen, 
die ganz oder teilweise auf nicht E G -
konforme wirtschaftspolitische Ein
griffe und auf das österreichische 
Wettbewerbsrecht zurückzuführen 

W i r t s c h a f a p o l i t i s c h bed ing te 
Sti uktui p i o b l e m e 

sind Zu unterscheiden sind Bereiche, 
die durch die Anpassung an EG -Re 
geln in ihren Exportmöglichkeiten ge
troffen würden, und jene, die unter 
den Druck von Importsubstitution ge
raten könnten 

Als bisher (teilweise) geschützt, 
jedoch nur wenig auf Auslandsmärk
ten vertreten werden das Verkehrs
wesen, das Telekommunikationswe
sen, Banken und Versicherungen ge
nannt Ihnen werden ungenügende 
Produktivität und Flexibilität infolge 
des Schutzes, den sie bisher auf dem 
Inlandsmarkt genossen hätten, atte
stiert1) Zu dieser Gruppe sind auch 
die staatlichen Handelsmonopole (Ta
bak, Alkohol, Salz) zu zählen, die nach 
Art 37 des EWG-Vertrags nicht auf
rechtzuerhalten sind. 

Eine ähnliche Situation wird für 
Teile der Nahrungsmittelindustrie er
wartet. Diese habe nur geringe Aus
landsaktivitäten aufzuweisen und war 
bisher durch die autonome Landwirt
schaftspolitik Österreichs zum Teil 
begünstigt, zum Teil aber auch be
nachteiligt (Aiginger, 1990) Insbeson
dere für die erste Verarbeitungsstufe 
(Mühlen, Molkereien, Fleischverarbei
tung) seien Strukturanpassungen un
vermeidlich Diese Bereiche dürften in 
erster Linie Marktanteile im Inland ein
büßen 

Von jenen Wirtschaftsbereichen, 
die durch die Anpassung an die E G -
Regeln und die Binnenmarktverhält
nisse auch auf ihren Auslandsmärkten 
betroffen sein könnten, werden die 
Landwirtschaft und die Eisen- und 
Stahlindustrie sowie das Verkehrswe
sen ausführlich erörtert 

Grundsätzlich ist die Situation 
großer Teile der tierischen und pflanz
lichen Produktion in Österreich mit 

Landwirtschaf t 

jener anderer Produzenten in Westeu
ropa vergleichbar Daher schätzt auch 
die EG die Anpassung der Österreichi
schen Landwirtschaft nicht als beson
deres Problem ein Allerdings ist die 
Österreichische Landwirtschaft nicht 
nur in bezug auf die natürlichen Pro
duktionsgrundlagen sondern auch 
auf die Betriebsgrößenstruktur ge
genüber Mitbewerbern benachteiligt 
Andererseits überschreitet sie in 
wichtigen Sparten (Getreide beson
ders Weizen, Rindfleisch, Milchpro
dukte, Zucker) die Selbstversorgung 
bedeutend Der Avis stützt sich auf 
Angaben der O E C D , die für Öster
reich für wichtige Produkte (Weizen, 
anderes Getreide, Zucker, Rind- und 
Kalbfleisch, Schweinefleisch, Geflü
gel, Eier) ein teilweise beträchtlich 
höheres Schutzniveau (Produzenten
subventionsäquivalent — PSE) aus
weist als im Durchschnitt der EG 2 ) 

Mit dem Ende der autonomen 
österreichischen Agrarpolitik und der 
Übernahme der Gemeinsamen Agrar
politik (GAP) sinkt der Schutz der 
österreichischen Landwirtschaft, da 
Preisstützungen vermindert werden 
und damit auch direkt die Einkommen 
abnehmen Die Höhe des Ausfalls 
hängt von den Weltmarktverhältnis
sen zum Zeitpunkt des Übergangs 
ab Der Vorteil der Einbeziehung in 
die GAP liegt andererseits im gesi
cherten Marktzugang zu wichtigen 
Exportmärkten im EG-Raum (Schnei
der, 1991) Zur Erleichterung der An
passungen läßt die Kommission für 
eine Reihe von landwirtschaftlichen 
Produktionsbereichen die Bereit
schaft zu Übergangsregelungen er
kennen Sie betont auch, daß die GAP 
vor allem unter dem Druck der GATT-
Verhandlungen auf der Suche nach 
einer grundlegenden Neuorientierung 
ist 

Der Bericht erwähnt, daß die 
österreichische Eisen- und Stahlindu
strie „mit massiven Kapitaispritzen 
des Staates tiefgreifend umstruktu
riert und ihre Produktpalette aufge
wertet worden sei Mit dem Argu-

' ) Diese Feststel lung ist nicht unplausibel scheint s ich j e d o c h auf Quel len z u s tützen , deren Datenbasis umstritten ist (für F inanzdienst le is tungen insbesondere 
G a r d e n e r E P M , Teppe l t J L , , T h e Impact of 1992 o n the Financial Serv i ces of E F T A C o u n t r i e s ' E F T A Occas iona l Paper, 1990 (33)) 
s ) Im jüngst ersch ienenen M o n i t o r i n g - ß e r i c h l der O E C D [Agricultural Policies. Markets and Trade Paris 1991) scheint für Ö s t e r r e i c h über raschenderwe ise erst 
mals ein niedr igeres PSE auf als für die E G Diese A n g a b e muß erst verifiziert werden 
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Entwicklung dei Übersicht 1 

Ruhstahlkapazitäten in dei EG 
und in Osteireich 

EG 12 Österreich 
Mill t Anteile in % 

1979 225 50 22 
1984 196 50 26 
1990 184 4 6 2,5 

Q: OECD Iron and Steel Industry 

ment, daß der Staat in diesem Fail 
auch als Eigentümer der Unterneh
men handeln mußte, setzte man sich 

E i s e n - u n d S t a h l i n d u s t r i e 

nicht auseinander. Zu Diskussionen 
könnte die Behauptung führen, daß 
die Umstrukturierung die > Produk
tionskapazitäten nicht eingeschränkt 
habe. Diese Feststellung, müßte ge 
mäß den Tatsachen jedoch in dem 
Sinn präzisiert werden, daß die Kapa
zitäten in Österreich-weniger; gedros
selt wurden als im Durchschnitt der 
E G . 

Tatsächlich: reduzierte die öster
reichische Stahlindustrie ihre Kapazi
täten nicht schon Anfang der achtzi
ger Jahre, sondern erst seit 1985. Seit 
damals erfolgten die Schritte annä
hernd parallel zum EG-Durchschnitt. 
Insgesamt muß auch bedacht werden, 
daß die Kapazitätsminderung seit den 
siebziger Jahren an den „alten" Stahl
standorten (im wesentlichen den ur^ 
sprünglichen EGKS-Ländern außer 
Italien, aber einschlleßlichGroßbritan-
niens) ausgeprägter war als im Durch
schnitt der Zwölfergemeinschaft. Im 
Vergleich dazu nehmen sich die bis
herigen Reduktionen; ;in Österreich 
mäßig aus. 

A n p a s s u n g e n des Wet tbewerhs -
und B e i h i l f e n r e c h t s 

Mit dem Beitritt zur Gemeinschaft 
werden die einschlägigen Bestim
mungen des EWG-Vertrags auch für 
Österreich voll wirksam. Der Avis at
testiert der österreichischen Wettbe
werbsordnung berufsständische Ten
denzen einerseits und relativ starke 
Einflußnähme durch den Staat — et

wa auch durch Ad-hoc-Förderungen 
— andererseits. Dadurch werde die 
Produktivität und Flexibilität der Ge 
samtwirtschaft unnötig beeinträchtigt 

Die Anpassungen der autonomen 
österreichischen Gesetze und der 
Förderungsrichtlinien an die EG -Re 
geln seien jedoch in jüngerer Zeit be
reits weit vorangeschritten. Teilweise 
fehlen noch analoge Institutionen der 
Wettbewerbskontrolle (etwa im Kar
tellrecht und zur Fusionskontrolle). 

Kritischer fällt die Stellungnahme 
zur Gestaltung der staatlichen Beihil
fen in Österreich aus. Dieser mangle 
es, trotz des Bemühens um E G - K o n 
formität — das zuletzt sichtbar ge
worden sei — , in Teilbereichen nach 
wie,vor an Transparenz (unkontrollier
te Kumulationsmöglichkeiten), an 
Sachlichkeit, und sie sei auf sektoral 
oder regional ökonomisch begründ
bare Anlässe zu wenig zugeschnitten. 

Anerkannt wird, daß das aligemei
ne Beihiifenniveau in den letzten Jah
ren zurückgenommen wurde. Im bis-

.her einzigen internationalen Vergleich 
der Subventionen für die gewerbliche 
Wirtschaft durch die O E C D (OECD, 
199ÖB) ergibt sich für die EG 1986/ 
1988 im Durchschnitt ein Beihilfenni
veau von 4,1%, für Österreich — auf 
Basis einer inhaltlich nicht genau ver
gleichbarenEFTA-Studie — von rund 
Ä l m zweiten Bericht der E G - K o m 
mission über staatliche Beihilfen, im 
verarbeitenden Gewerbe (vom 31, Juli, 
1990),wird entgegen gängiger Auffas
sung dokumentiert, daß die Beihilfen 
in der Gemeinschaft „kaum wahr
nehmbar abnehmen". Der Anstieg An 
fang der achtziger Jahre sei durchaus 
nicht vorübergehend gewesen. Für 
Österreich liegen hingegen Indizien 
für eine signifikante Senkung des 
Subventionsniveaus zwischen 1985 
und 1989 vor. Bezogen auf den Bei
trag der gewerblichen Wirtschaft zum 
BIP (zu Faktorkosten) ging der Auf
wand für Wirtschaftsforderung (auf 
Bundesebene) von 1,13% (1985) auf 
0,84% (1989) zurück. Im Bundeshaus
halt 1990 und 1991 hat sich dieser 
Trend jedoch umgekehrt (1991 
1,04%). Ausschlaggebend dafür war 

vor allem die sprunghafte Zunahme 
der Förderungen im Bereich der Ar
beitsmarktverwaltung (einschließlich 
von Einzelprojekten in der Automobil
industrie), quantitativ weniger bedeu
tend auch jene für Forschung und 
Entwicklung sowie für Umweltschutz 

Eine aktuelle Analyse der Tenden
zen des österreichischen Förde
rungssystems, der geltenden Richtli
nien und ihrer Abwicklung erscheint 
in Hinblick auf die Beitrittsverhandlun-
gen dringend geboten, weil die letz
ten entsprechenden Untersuchungen 
nunmehr nahezu zwei Jahre zurück
liegen (Szopo, 1990). 

Der Avis der EG-Kommission be
stätigt Österreichs Wirtschaftspolitik, 
den Beitritt nicht unter erheblichem 
Druck aushandeln zu müssen Im In
teresse der Gesamtwirtschaft gilt es 
vielmehr, die zu erwartenden Struk
turanpassungen rechtzeitig in Angriff 
zu nehmen und die Übergangsphase 
nicht zu lange auszudehnen. . 
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